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214. Kundmachung: Ratifikation des Abkommens über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen zum privaten
Gebrauch im internationalen Verkehr durch Jugoslawien.

2 1 5 . Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Regierung der Argentinischen
Republik über die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges.

2 1 6 . Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Regierung von Bolivien
über die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges.

2 1 4 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 18. Oktober 1960, betreffend die
Ratifikation des Abkommens über die Be-
steuerung von Straßenfahrzeugen zum pri-
vaten Gebrauch im internationalen Verkehr

durch Jugoslawien.
Nach einer Mitteilung der Rechtsabteilung der

Vereinten Nationen hat Jugoslawien das Ab-

kommen über die Besteuerung von Straßenfahr-
zeugen zum privaten Gebrauch im internatio-
nalen Verkehr, BGBl. Nr. 170/1959, ratifiziert.

Das Abkommen ist für Jugoslawien am 7. Juli
1960 wirksam geworden.

Raab

2 1 5 . Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der
Regierung der Argentinischen Republik über die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges.

(Übersetzung)

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
BUENOS AIRES

Zl. 6600-A/60

Buenos Aires, am 17. Juni 1960

Herr Minister!
Mit großer Befriedigung beehre ich mich, Eurer

Exzellenz zur Kenntnis zu bringen, daß nach Be-
endigung der von dieser Botschaft mit dem Mini-
sterium für Auswärtige Beziehungen und Kultus
durchgeführten Besprechungen die Bundesregie-
gierung der Republik Österreich bereit ist, argen-
tinische Staatsbürger von dem Sichtvermerks-
zwang für die Einreise als Touristen nach Öster-
reich unter nachstehenden Umständen zu be-
freien:

Artikel 1

Argentinische Staatsangehörige sowie deren
Ehegattinnen und minderjährige Kinder, die
einen gültigen argentinischen Reisepaß besitzen,
können in das Gebiet der Republik Österreich
ohne Sichtvermerk einreisen.
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Artikel 2

Argentinische Staatsangehörige, die gemäß
Punkt 1 eingereist sind, können sich bis zur
Dauer von drei Monaten in Österreich aufhalten.
Eine Verlängerung der Aufenthaltsberechtigung
kann von den zuständigen Behörden bewilligt
werden.

Argentinische Staatsangehörige, die zu einem
Aufenthalt in der Dauer von mehr als drei
Monaten nach Österreich einreisen wollen, sind
von den vorstehenden Begünstigungen ausgenom-
men und benötigen für die Einreise einen kon-
sularischen Sichtvermerk.

Artikel 3

Diese Begünstigungen finden keine Anwendung
auf argentinische Staatsangehörige, die sich nach
Österreich in der Absicht begeben, dort einen
Beruf oder eine entgeltliche oder auf Erwerb ge-
richtete Tätigkeit auszuüben.

Artikel 4

Die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges be-
freit die argentinischen Staatsangehörigen nicht
von der Verpflichtung, die österreichischen Ge-
setze und Vorschriften, betreffend die Einreise
und den Aufenthalt, einzuhalten.

Die zuständigen österreichischen Behörden be-
halten sich das Recht vor, Personen, die sie als
unerwünscht ansehen oder die sich gegen die vor-
stehenden Bestimmungen vergehen, die Einreise
in das Gebiet der Republik Österreich oder den
Aufenthalt auf demselben zu verweigern.

Artikel 5

Die vorstehenden Bestimmungen treten mit
1. August 1960 in Kraft. Sie können aus Gründen
der öffentlichen Ordnung vorübergehend aufge-
hoben werden. Die Aufhebung ist jedoch sofort
auf diplomatischem Wege der argentinischen
Regierung bekanntzugeben.

Die gegenständlichen Vereinbarungen können
mit einmonatiger Frist gekündigt werden.

Im Hinblick darauf, daß die argentinische Re-
gierung österreichischen Staatsbürgern mit Wir-
kung vom gleichen Tage analoge Erleichterungen
gewährt, betrachtet die Bundesregierung der Re-
publik Österreich den Inhalt des am heutigen
Tage erfolgenden Notenwechsels als eine Verein-
barung zwischen den beiden Regierungen.

Ich benütze die Gelegenheit, um Eurer Ex-
zellenz die Versicherung meiner besonderen und
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern.

Dr. Wolfgang Höller m. p.
Österreichischer Botschafter

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Luis Rafael Mac Kay,
interimistischer Minister für Auswärtige
Beziehungen und Kultus
Buenos Ai re s
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(Übersetzung)

MINISTERIUM FÜR AUSWÄRTIGE
BEZIEHUNGEN UND KULTUS

D.A.C
D. C. A.
1035

Buenos Aires, 17. Juni 1960

Herr Botschafter!

Ich habe das Vergnügen, mich unter Bezug-
nahme auf die heute von der dortigen Vertre-
tungsbehörde erhaltene Note Nr. 6600-A/60 be-
züglich der Aufhebung des Sichtvermerks-
zwanges für argentinische Staatsbürger, die als
Touristen in das Gebiet der Republik Österreich
einreisen, an Eure Exzellenz zu wenden.

Indem ich Eurer Exzellenz die Genugtuung
dieses Ministeriums über die unseren Staats-
bürgern gewährte Behandlung zum Ausdruck
bringe, freue ich mich, dem Herrn Botschafter
zur Kenntnis zu bringen, daß, den Wünschen
Ihrer Regierung entsprechend, beschlossen wurde,
österreichischen Staatsbürgern, die die Argentini-
sche Republik als Touristen zu besuchen wün-
schen, eine reziproke Behandlung zuteil werden
zu lassen.

Die Bedingungen, die • für Sichtvermerke ab
1. August 1960 zur Anwendung gelangen werden,
sind folgende:

a) Österreichische Staatsbürger sowie deren
Ehegattinnen und minderjährige Kinder,
die einen gültigen österreichischen Reisepaß
besitzen, können als Touristen in das Ge-
biet der Argentinischen Republik ohne
Sichtvermerk einreisen.

b) Personen, die in den unter a) genannten Be-
dingungen in das Gebiet der Argentinischen
Republik einreisen, können drei Monate im
Lande bleiben, wobei ihr Aufenthalt durch
das Staatliche Wanderungsamt für die
gleiche Dauer verlängert werden kann und
sie während dieser Zeit frei aus- und ein-
reisen können.

Die durch die Erleichterungen Begünstig-
ten können von diesen keinen Gebrauch
machen, wenn sich dadurch ein Aufenthalt
auf argentinischem Gebiet von mehr als
sechs Monaten im Jahr ergeben würde.

In diesen Fällen sind Sichtvermerke er-
forderlich.

c) Die zuständigen argentinischen Behörden
behalten sich das Recht vor, Personen,
welche diese Bestimmungen in Anspruch
nehmen wollen, die Einreise zu verweigern,
wenn diese als unerwünscht anzusehen sind.

d) Personen, die gemäß den vorstehenden Be-
stimmungen reisen, können weder eine
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Stellung annehmen noch eine entgeltliche
oder auf Erwerb gerichtete Tätigkeit aus-
üben.

Im Hinblick darauf, daß die Bundesregierung
der Republik Österreich argentinischen Staats-
bürgern mit Wirkung vom gleichen Tag analoge
Erleichterungen gewährt, betrachtet die Regie-
rung der Argentinischen Republik den Inhalt des
am heutigen Tage erfolgenden Notenwechsels als
eine Vereinbarung zwischen den beiden Re-
gierungen.

Ich benütze die Gelegenheit, um Eure Exzellenz
erneut meiner ausgezeichneten Hochachtung zu
versichern.

Dr. Luis Rafael Mac Kay m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Wolfgang H ö l l e r ,
a. o. und bev. Botschafter der Republik Österreich
Buenos Ai re s

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist gemäß seinem Artikel 5 am 1. August
1960 in Kraft getreten.

Raab

216. Notenwechsel zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der
Regierung von Bolivien über die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges.

ÖSTERREICHISCHE GESANDTSCHAFT
IN BOLIVIEN

La Paz, am 3. August 1960

Herr Minister!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die österreichische Bundesregierung vom
Wunsche geleitet, die guten Beziehungen mit
Bolivien möglichst zu fördern, und in der Absicht,
den gegenseitigen Touristenverkehr zwischen den
beiden Ländern zu vergrößern, bereit ist, mit der
bolivianischen Regierung ein Abkommen über
die gegenseitige Aufhebung von Sichtvermerken
in Reisepässen gemäß den nachfolgenden Bestim-
mungen abzuschließen:

Artikel 1

Österreichische und bolivianische Staatsbürger
mit gültigen österreichischen bzw. boliviani-
schen Reisepässen können ohne Sichtvermerk
nach Bolivien bzw. Österreich einreisen.

Artikel 2

Österreichische und bolivianische Staatsange-
hörige, die sichtvermerksfrei eingereist sind,
können sich drei Monate im Gebiete des anderen
Vertragsstaates aufhalten. Die zuständigen öster-
reichischen und bolivianischen Behörden können
die Verlängerung des Aufenthaltes bewilligen.

Artikel 3

Österreichische Staatsangehörige, die in der
Republik Bolivien ansässig sind, und bolivianische
Staatsangehörige, die in der Republik Österreich
ansässig sind, erhalten bei Reisen ins Ausland den
für die Wiedereinreise erforderlichen Sichtver-
merk gebührenfrei.

Artikel 4

Die Begünstigungen dieses Abkommens be-
freien die österreichischen und bolivianischen
Staatsangehörigen nicht von der Verpflichtung,
die bolivianischen und österreichischen Gesetze
und Vorschriften, betreffend die Einreise, den
Aufenthalt und die Arbeitsaufnahme von Aus-
ländern, zu beachten.

Artikel 5

Die zuständigen österreichischen und boliviani-
schen Behörden behalten sich das Recht vor, Per-
sonen, die sie als unerwünscht ansehen, die Ein-
reise oder den Aufenthalt in ihrem Lande zu ver-
weigern.

Artikel 6

Jeder der beiden Staaten kann aus Gründen
der öffentlichen Sicherheit, Ordnung oder Ge-
sundheit die Anwendung dieses Abkommens vor-
übergehend aussetzen. Diese Aussetzung ist der
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anderen Regierung unverzüglich auf diplomati-
schem Wege mitzuteilen. Das gleiche gilt, wenn
diese Maßnahme aufgehoben wird.

Artikel 7

Dieses Abkommen tritt drei Monate nach er-
folgter Kündigung außer Kraft.

Artikel 8

Das vorliegende Abkommen tritt am 1. Okto-
ber 1960 in Kraft.

Falls die bolivianische Regierung mit den vor-
stehenden Bestimmungen einverstanden ist, be-

ehre ich mich vorzuschlagen, daß diese Note und
die Antwortnote Eurer Exzellenz mit dem
gleichen Wortlaut als Abkommen zwischen
unseren beiden Regierungen anzusehen sind.

Ich benütze diese Gelegenheit, um Eurer
Exzellenz den Ausdruck meiner ausgezeichneten
und besonderen Hochachtung zu erneuern.

Dr. Paul Zedtwitz m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Carlos Morales G u i l l é n
Minister für Auswärtige Beziehungen und Kultus
L a P a z

(Übersetzung)

MINISTERIUM FÜR AUSWÄRTIGE
BEZIEHUNGEN UND KULTUS

BOLIVIEN

La Paz, am 3. August 1960

Herr Minister!
Ich beehre mich, den Erhalt der Note Eurer

Exzellenz von heute zu bestätigen und Ihnen
mitzuteilen, daß die Regierung von Bolivien,
von dem Wunsche geleitet, ihre Beziehungen mit
Österreich enger zu gestalten und den Touristen-
verkehr zwischen beiden Ländern zu vergrößern,
bereit ist, mit der Österreichischen Bundes-
regierung ein Abkommen über die gegenseitige
Aufhebung von Sichtvermerken in Reisepässen
gemäß den nachfolgenden Bestimmungen abzu-
schließen:

Artikel 1

Österreichische und bolivianische Staatsange-
hörige, die einen gültigen österreichischen bzw.
bolivianischen Reisepaß besitzen, können ohne
Sichtvermerk nach Bolivien bzw. Österreich
einreisen.

Artikel 2

Österreichische und bolivianische Staatsange-
hörige, die sichtvermerksfrei eingereist sind,
können sich drei Monate im Gebiet des anderen
Vertragsstaates aufhalten. Die zuständigen öster-
reichischen und bolivianischen Behörden können
einen darüber hinausgehenden Aufenthalt be-
willigen.

Artikel 3

Österreichische Staatsangehörige, die in der Re-
publik Bolivien ansässig sind, und bolivianische
Staatsangehörige, die in der Republik Österreich
ansässig sind, erhalten bei Reisen ins Ausland den
Wiedereinreisesichtvermerk gebührenfrei.
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Artikel 4

Die Begünstigungen dieses Abkommens be-
freien österreichische und bolivianische Staats-
angehörige nicht von der Verpflichtung, die in
beiden Staaten geltenden Gesetze und Vor-
schriften, betreffend die Einreise, den Aufenthalt
und die Arbeitsaufnahme von Ausländern, zu be-
achten.

Artikel 5

Die zuständigen österreichischen und boliviani-
schen Behörden behalten sich das Recht vor,
Personen, die als unerwünscht angesehen werden,
die Einreise oder den Aufenthalt in ihrem Lande
zu verweigern.

Artikel 6

Jede der beiden Regierungen kann aus Grün-
den der öffentlichen Sicherheit, Ordnung oder
Gesundheit die Anwendung dieses Abkommens
vorübergehend aussetzen. Diese Aussetzung ist
der anderen Regierung unverzüglich auf diplo-
matischem Wege mitzuteilen. Das gleiche gilt,
wenn diese Maßnahme aufgehoben wird.

Artikel 7

Dieses Abkommen tritt drei Monate nach er-
folgter Kündigung außer Kraft.

Artikel 8

Das vorliegende Abkommen tritt am 1. Okto-
ber 1960 in Kraft.

Diese Note, welche die Antwort auf die ge-
nannte Note Eurer Exzellenz von heute darstellt,
bildet zusammen mit dieser den Abschluß des
Abkommens.

Ich benütze diese Gelegenheit, um Eurer Ex-
zellenz den Ausdruck meiner ausgezeichneten und
besonderen Hochachtung zu erneuern.

Dr. Carlos Morales Guillén m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Paul Z e d t w i t z
a. o. Gesandter und bev. Minister
der Republik Österreich
La Paz

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist gemäß seinem Artikel 8 am 1. Oktober
1960 in Kraft getreten.

Raab


